Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 466 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Zollgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Zollgesetz vom 14. Juni 1961 (Bundesgetzbl. I 
S. 737) wird wie folgt geändert: 

1. In § 21 wird der Absatz 2 wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 erhält der einleitende Satz fol- 
gende Fassung: 

„4. für Waren zusätzlich Ausgleichsabgaben 
in der Form von Angleichungszöllen er- 
hoben werden". 

b) In Nummer 4 wird folgender Buchstabe e an- 
gefügt: 

„ e) bis zu der von der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft jeweils 
festgesetzten Höhe, wenn der Minister- 
rat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft auf Grund des Artikels 235 des 
vorbezeichneten Vertrags die Erhebung 
einer Abgabe bei der Einfuhr in einen 
Mitgliedstaat auf bestimmte Waren, die 
aus d.er Bearbeitung von Agrarerzeug- 
nissen entstehen, beschlossen hat, weil 
inländische Industriezweige durch den 
Wettbewerb gleicher Industriezweige an- 
derer Mitgliedstaaten infolge des dort 
bestehenden Preisstandes gefährdet sind." 

2. In § 77 wird der Absatz 3 wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird folgender neuer Buch- 
stabe d eingefügt: 


,,d) zur Durchführung der nach Artikel 111 
Abs. 2, Artikel 113, 114 und 238 dieses 
Vertrags zustande gekommenen Abkom- 
men dazu verpflichtet ist,". 

Die bisherigen Buchstaben d und e werden 
Buchstaben e und f. 

b) In Nummer 4 werden nach den Worten „ver- 
pflichtet ist" der Punkt gestrichen und folgen- 
der Halbsatz angefügt: 

„oder dies nach Maßgabe von Entscheidungen 
des Ministerrats der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl zur Durchführung 
des Gemeinsamen Marktes der Bundesrepu- 
blik Deutschland gestattet ist." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1962 in Kraft. 


Bonn, den 13. Juni 1962 


Dr. von Brentano und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 


Druck: Bonner Universitats-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung 


A. Im allgemeinen 

Die Vorschriften der §§ 21 und 77 des Zollgesetzes 
geben der Bundesregierung die Möglichkeit, Zoll- 
sätze rasch zu ändern, ohne die Kontrolle durch die 
gesetzgebenden Körperschaften zu schmälern. Die 
hierfür getroffenen Bestimmungen haben sich be- 
währt. Es ist jedoch erforderlich, sie der neuesten 
Entwicklung anzupassen. 


B. Im besonderen 
Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a 

Es soll im Gesetzeswortlaut noch deutlicher zum 
Ausdruck gebracht werden, daß Ausgleichsabgaben 
nach den Bestimmungen des EWG-Vertrags mate- 
riell keine Zölle sind. Die Ausgleichsabgaben wer- 
den nur aus verwaltungsökonomischen Gründen 
innerstaatlich in Form von Angleichungszöllen er- 
hoben. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b 

Die Kommission der EWG hat erklärt, daß sie in 
Zukunft Ausgleichsabgaben nicht nur auf Arti- 


kel 46 und 226 des EWG-Vertrags, sondern auch auf 
Artikel 235 des EWG-Vertrags stützen wird. Es ist 
deshalb erforderlich, den Buchstaben e einzufügen. 

Zu Artikel .1 Nr. 2 Buchstabe a 

Die bisherige Ermächtigung erscheint zu eng. Der 
Ministerrat der EWG hat nämlich seine Entschei- 
dungen über Änderungen des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs der EWG im Rahmen der GATT-Verhandlun- 
gen auf Artikel 1 1 1 Abs. 2 und Artikel 114 des EWG- 
Vertrags gestützt. 

Es erscheint zweckmäßig, bei dieser Gelegenheit 
für den Fall einer Assoziierung auch eine Rechts- 
grundlage für Zolltarifänderungen aus diesem Anlaß 
zu schaffen. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b 

Der Ministerrat der Montan-Union gewährt der Bun- 
desrepublik Deutschland halbjährlich Zollkontin- 
gente. Die Entscheidung fällt in der Regel so spät, 
daß es nicht mehr möglich ist, die Zustimmung des 
Bundestages gemäß § 77 Abs. 1 des Zollgesetzes 
einzuholen. Es ist deshalb erforderlich, die Ermäch- 
tigung in § 77 Abs. 3 Nr. 4 zu ergänzen. 
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